
Allgemeine Geschäftsbedingungen
Mischke Bedachungen GmbH

§1 Vertragsgegenstand

1. Vertragsgrundlage für übernommene Aufträge sind die nachstehenden Geschäftsbedingungen.
2. Diese AGB gelten im Geschäftsverkehr mit privaten (§13 BGB) und gewerblichen Kunden.
3. Alle Vertragsabreden bedürfen der Schriftform. Abweichungen und Ergänzungen werden nur 

dann Vertragsbestandteil, wenn sie schriftlich von uns bestätigt werden.
4. Entgegenstehende Geschäfts- und Einkaufsbedingungen des Auftraggebers wird hiermit 

widersprochen.
§2 Angebot, Kostenvoranschlag, Entwurfsunterlagen

1. Angebote, Kalkulationen, Pläne, Zeichnungen, Berechnungen, Kostenanschläge oder andere 
Unterlagen der Mischke Bedachungen GmbH dürfen ohne unsere Zustimmung weder 
vervielfältigt noch geändert oder dritten Personen zugänglich gemacht werden.

2. SIEHE VORBEMERKUNGEN ANGEBOTE!!!!! Ausführung unserer Leistungserklärung. 
Wir haften nicht für Schäden.

3. Angebote haben eine Gültigkeit von 4 Wochen ab dem Angebotsdatum.
4. Behördliche und sonstige Genehmigungen sind vom Auftraggeber zu beschaffen, außer es 

wird im Vertrag ausdrücklich anders geregelt. Der Auftragnehmer hat hierzu notwendige 
Unterlagen dem Auftraggeber zur Verfügung zu stellen.

5. Maßgebend für Mengen- und Größenangaben ist das örtliche Aufmaß, soweit ersichtlich und 
messbar im normalen Aufwandsbereich. Aufwendige und tiefgreifendere Aufmaße (z. B. 
Aufnehmen von Dachteilflächen) werden gesondert vereinbart und vergütet. Bei Beginn der 
Arbeiten und zuvor nicht sichtbaren Mängeln bleibt das Risiko beim Auftraggeber (z. B. nicht 
oder wenig einsehbare Dachkonstruktion/Dachstuhl/Holzkonstruktionen, beschädigt, 
Holzwurmbefall, Schimmelbefall etc.).

6. Sagen dem Auftraggeber zur Verarbeitung vereinbarte Materialien nicht zu und müssen diese 
zurückgenommen werden, so geht der Mehraufwand zu Lasten des Auftraggebers. 
Sonderanfertigungen, Musterstücke und Sonderstücke, die nicht marktgängig sind, müssen 
voll bezahlt werden, wenn eine Weiterverwendung oder anderweitige Verwendung nicht 
möglich ist.

7. Der Auftraggeber hat uns unverzüglich die korrekte Rechnungs- und Leistungsanschrift 
mitzuteilen. Kommt er seinen Pflichten nicht nach, entstehen kostenpflichtige 
Mehraufwendungen.

§3 Preise

1. Alle Preise gelten nur bei ungekürzter Auftragserteilung und vorlaufender Montage der im 
Auftrag niedergeschriebenen Leistungen.

2. Die Leistung ist so kalkuliert, dass bei der Ausführung Baufreiheit besteht und dass die 
Leistung zusammenhängend ohne Unterbrechung nach Planung des Auftragnehmers erbracht 
wird. Bei Abweichungen (z. B. bei Behinderungen, Leistungsstörungen) besteht ein Anspruch 
auf Erstattung der Mehrkosten.

3. Leistungen, die später als 4 Monate nach Vertragsabschluss erbracht werden, berechtigen den 
Auftragnehmer, bei nach Angebotsabgabe eingetretenen Lohn- und/oder 
Materialpreiserhöhungen Verhandlungen über eine Anpassung der Preise zu verlangen.

4. Für Über-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsstunden sowie Arbeiten unter erschwerten 
Bedingungen werden Zuschläge berechnet.

5. Die Mehrwertsteuerberechnung erfolgt nach den gesetzlichen Bestimmungen zum Tag des 
Leistungsabschlusses.



6. Soweit erforderlich, werden Strom-, Gas-, Wasser- oder Abwasseranschlüsse dem 
Unternehmer unentgeltlich zur Verfügung gestellt.

§4 Witterungsbedingungen

1. Bei ungeeigneten Witterungs- und Trocknungsbedingungen kann der Auftragnehmer die 
Arbeiten unterbrechen. Die Dauer der Unterbrechung verlängert die Ausführungsfrist, wenn es 
sich um ungewöhnliche Witterungsbedingungen handelt. Die Arbeiten sind bei geeigneten 
Witterungsbedingungen unter Berücksichtigung angemessener Organisations- und Rüstzeiten 
fortzuführen.

§5 Zahlung

1. Sämtliche Rechnungen sind sofort und ohne Abzug zu leisten, spätestens binnen 10 Tagen 
nach Rechnungserhalt.

2. Abschlagsrechnungen können gemäß § 632a BGB jederzeit gestellt werden und sind wie 
vorgenannt zu leisten.

3. Der Zahlungspflichtige gerät mit Ablauf des gegebenen Zahlungszieles in Verzug. Nach 
Verzug werden Mahngebühren in Höhe von 5,00 € für jede Mahnung erhoben. Ab 
Verzugszeitpunkt fallen Zinsen in Höhe von 5 % bei nichtkaufmännischem Verkehr bzw. 9 % 
bei kaufmännischem Verkehr über dem Basiszinssatz (Stand 01. Januar 2024/3,62 %) bzw. bei 
Nachweis in Höhe der Zinsen des dafür in Anspruch genommenen Kontokorrentkredites an.

4. Skonto muss gesondert und ausdrücklich vereinbart sein.
5. Nachträgliche Rechnungsänderungen werden mit einer Aufwandspauschale in Höhe von 50,00 

€ berechnet.
6. Für Kaufleute gilt zusätzlich folgendes: Mängelrügen schieben die Verpflichtung zur Zahlung 

nicht auf. Der Käufer kann gegenüber dem Kaufpreis weder aufrechnen noch ein 
Zurückbehaltungsrecht geltend machen. Er darf Zahlungen aus irgendwelchen von uns nicht 
anerkannten Gründen nicht zurückhalten. Eingehende Zahlungen tilgen die Schulden in der 
Reihenfolge ihrer Entstehung.

§6 Abnahme und Gefahrenübergang

1. Die Abnahme fertiggestellter Arbeiten hat durch den Auftraggeber innerhalb von 12 
Werktagen nach Mitteilung über ihre Fertigstellung zu erfolgen. Der Mitteilung ist die 
Zustellung einer Rechnung über fertiggestellte Leistungen gleichgestellt. Vorbehalte wegen 
bekannter Mängel hat der Auftraggeber bei der Abnahme schriftlich geltend zu machen. 
Erfolgt keine Abnahme, so gilt die Leistung 12 Werktage nach Zugang der Fertigmeldung oder 
Zugang der Rechnung als abgenommen.

2. Werden Nachfolgearbeiten vor der Abnahme begonnen, so gilt die Leistung ebenso als 
abgenommen.

3. Der Auftragnehmer trägt die Gefahr bis zur Teilabnahme bzw. Abnahme der Gesamtleistung. 
Wird jedoch die Leistung vor der Abnahme durch höhere Gewalt oder andere unabwendbare, 
vom Auftragnehmer nicht zu vertretende Umstände beschädigt oder zerstört, so hat er 
Anspruch auf Bezahlung der bisher ausgeführten Arbeiten sowie der sonstigen entstandenen 
Kosten.

4. Der Auftragnehmer hat Anspruch auf Teilabnahme für in sich abgeschlossene Teile der 
Leistungen. Im Übrigen erfolgt die Abnahme nach § 640 BGB.

§7 Gewährleistung



1. Die Gewährleistungsfrist beginnt mit der Abnahme und ist die Frist, innerhalb derer Mängel 
an der Leistung geltend gemacht werden können (Verjährungsfrist). Die Leistungen werden 
vom Auftragnehmer nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik ausgeführt, hierfür 
übernimmt er die Gewähr.

- 2 Jahre für Wartungs-, Renovierungs- und Instandhaltungsarbeiten (Arbeiten, die nicht die 
Gebäudesubstanz betreffen)

- 5 Jahre bei Neubauarbeiten und Arbeiten, die nach Umfang und Bedeutung mit 
Neubauarbeiten vergleichbar sind (z. B. Grundsanierung) oder Arbeiten, welche die 
Gebäudesubstanz betreffen

2. Hemmung und Unterbrechung des Verjährungsablaufes beziehen sich nur auf den im Rahmen 
der Gewährleistungsverpflichtung nachzubessernden Teile der Leistung, nicht auf die 
Gesamtmaßnahme.

3. Bei Reparaturarbeiten bezieht sich die Gewährleistung nur auf die unmittelbar ausgeführte 
Leistung. Die Gewährleistung beschränkt sich in jedem Falle der Höhe nach auf die 
Auftragssumme.

4. Während der Gewährleistungszeit sowie im Rahmen von Wartungsverträgen ist der 
Auftraggeber verpflichtet, dem Auftragnehmer unverzüglich Mitteilung zu machen, wenn 
Veränderungen, gleich welcher Art, an der vom Auftragnehmer ausgeführten Arbeit oder am 
Dach schlechthin erkennbar sind. Ebenfalls auch wenn Arbeiten nachfolgender Gewerke 
vorgenommen werden und in die Arbeiten des Auftragnehmers eingreifen.

5. Sicherheitsleistungen sind ausdrücklich zu vereinbaren. Die Art und Weise, wie der 
Auftragnehmer diese erbringt, bleibt dem Auftragnehmer freigestellt. Entstandene Kosten 
hierfür berechnet der Auftragnehmer weiter. Wird Sicherheit durch Einbehalt oder 
Hinterlegung von Geld geleistet, so ist das Geld auf einem Sperrkonto verzinslich zu Gunsten 
des Auftragnehmers anzulegen. VOB/A§ 11,13,14/BGB §§ 633/634a

§8 Eigentumsvorbehalt

1. Der Auftragnehmer behält sich das Eigentum und das Verfügungsrecht an den 
Liefergegenständen bis zum Eingang sämtlicher Zahlungen aus dem Vertrag vor.

2. Soweit die Liefergegenstände wesentlicher Bestandteil des Grundstückes geworden sind, 
verpflichtet sich der Auftraggeber, bei Nichteinhaltung der vereinbarten Zahlungstermine, dem 
Auftragnehmer die Demontage der Gegenstände, die ohne wesentliche Beeinträchtigung des 
Baukörpers ausgebaut werden können, zu gestatten und ihm das Eigentum an diesen 
Gegenständen zurück zu übertragen.

3. Beeinträchtigt der Auftraggeber die vorgenannten Rechte des Auftragnehmers, so ist er diesem 
zum Schadenersatz verpflichtet. Die Demontage und sonstigen Kosten gehen zu Lasten des 
Auftraggebers.

§9 Leistungsermittlung, Aufmaß und Abrechnung, Leistungsänderungen

1. Bei einem Pauschalpreis erfolgt die Abrechnung nach den vertraglichen Vereinbarungen. Ist 
ein Einheitspreisvertrag vereinbart, erfolgt die Abrechnung auf Basis einer 
Leistungsermittlung durch Aufmaß. Dabei wird die Leistung den Maßen der fertigen 
Oberflächen berechnet.
Als Ausgleich für den nicht berechneten Bearbeitungsaufwand zur Anarbeitung an nicht 
behandelte Teilflächen (so genannte Aussparungen), z. B. Fenster- und Türöffnungen, 
Lüftungsöffnungen, werden diese Flächen bis zu einer Einzelgröße von 2,5 qm übermessen. 
Bei Längenmaßen bleiben Unterbrechungen bis 1 m Einzelgröße unberücksichtigt. 
Auftraggeber und Auftragnehmer können weitere detaillierte Aufmaßregeln durch 
Vereinbarung der jeweils ATV VOB/C-Norm zugrunde legen. Sämtliche Leistungsänderungen 



sind vor Beginn der Ausführung in einer schriftlichen Zusatzvereinbarung zu regeln, in der die 
zusätzliche Vergütung und etwaige Änderungen des Zeitablaufs festzuhalten sind.

§10 Kündigung

1. Macht der Auftraggeber von seinem Kündigungsrecht nach § 649 S. 1 BGB Gebrauch, kann 
die Auftragnehmerin als pauschale Vergütung 15 Prozent der vereinbarten Vergütung 
verlangen, wenn die Ausführung noch nicht begonnen hat. Hat die Ausführung schon 
begonnen, sind 80 Prozent der vereinbarten Vergütung zu zahlen.

§ 11 Gerichtsstand, Rechtswirksamkeit

1. Ist der Auftraggeber Verbraucher, so gilt der gesetzliche Gerichtsstand. Ansonsten ist 
Erfüllungsort und ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten der Geschäftssitz des 
Auftragnehmers, sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt.

2. Sollte eine der vorstehenden Regelungen - gleich aus welchem Rechtsgrund - unwirksam sein, 
so wird dadurch die Wirksamkeit und Verbindlichkeit der übrigen Bestimmungen nicht 
berührt. Ausschluss von Verbraucherschlichtungsverfahren – Information gemäß § 36 VSBG: 
Der Auftragnehmer ist weder gesetzlich verpflichtet noch beteiligt er sich freiwillig an 
Verbraucherschlichtungsverfahren nach dem Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG).


